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Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der zurzeit 

geltenden Fassung wird nach Beschlussfassung durch die 

Stadtverordnetenversammlung vom 20.09.2021 und mit Genehmigung des Landrates 

des Kreises Segeberg vom 12.10.2021 folgende Satzung zur 1. Änderung der 

Hauptsatzung für die Stadt Bad Bramstedt erlassen: 

 

 

Artikel 1 

 

In § 7 Abs.1 werden folgende Worte gestrichen: 

 

„eine Beauftragte oder einen Beauftragten für Menschen mit Behinderungen 

und“ 

 

§ 7 Abs. 2 wird neu eingefügt: 

 

(2) Die Stadtverordnetenversammlung bestellt eine Beauftragte oder einen 

Beauftragten für die Städtepartnerschaft mit der Stadt Drawsko Pomorskie 

 

der bisherige § 7 Abs. 2 wird Abs. 3 

 

 

Artikel 2 

 

§ 10 Abs. 2 Buchstabe „k“ wird um folgende Sätze ergänzt: 

 

k) Die Wertgrenzen für die Beauftragung freiberuflich arbeitenden oder 

freischaffenden Personen oder entsprechender Beratungsgesellschaften durch 

die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister wird auf 10.000 EUR festgesetzt. 

Dies gilt nicht für anerkannte Angehörige rechtsberatender Berufe oder 

notariell arbeitenden Personen im Rahmen von Rechtsberatungen oder 

notariellen Handlungen sowie Tätigkeiten von gerichtlich anerkannten 

Begutachtenden. 

 

 

Artikel 3 

 

In § 10 Abs. 3 Satz 1  

wird der Höchstbetrag von „30.000 EUR“ auf „10.000 EUR“ reduziert 

 

In § 10 Abs. 3 Satz 2  

wird der Höchstbetrag von „15.000 EUR“ auf „10.000 EUR“ reduziert 

 

 

  




